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Kanzleinachrichten Ausgabe September 2019 

Termine September 2019 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträge fällig werden: 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 

  Überweisung1 Scheck2 

Lohnsteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag3 

10.09.2019 13.09.2019 06.09.2019 

Einkommensteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag  

10.09.2019 13.09.2019 06.09.2019 

Körperschaftsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

10.09.2019 13.09.2019 06.09.2019 

Umsatzsteuer4 10.09.2019 13.09.2019 06.09.2019 

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Sozialversicherung5 26.09.2019 entfällt entfällt 

 

1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 
Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen 
Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu 
drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die 
Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 

2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3 Für den abgelaufenen Monat. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
5 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. 

Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt 
ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis 
spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.09.2019, 0 Uhr) vorliegen. Regionale Besonderheiten 
bzgl. der Fälligkeiten sind ggf. zu beachten. Wird die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, 
sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt 
werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 

Termine Oktober 2019 

Bitte beachten Sie die folgenden Termine, zu denen die Steuern und Sozialversicherungsbeiträge fällig werden: 

Steuerart Fälligkeit Ende der Schonfrist bei Zahlung durch 

  Überweisung1 Scheck2 

Lohnsteuer, 
Kirchensteuer, 
Solidaritätszuschlag3 

10.10.2019 14.10.2019 07.10.2019 

Umsatzsteuer4 10.10.2019 14.10.2019 07.10.2019 

Kapitalertragsteuer, 
Solidaritätszuschlag 

Die Kapitalertragsteuer sowie der darauf entfallende Solidaritätszuschlag sind zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

Sozialversicherung5 28.10.2019 entfällt entfällt 

 

1 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem 
Anmeldungszeitraum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen 
Samstag, Sonntag oder Feiertag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu 
drei Tagen werden keine Säumniszuschläge erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die 
Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der Fälligkeit erfolgt. 
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2 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim 
Finanzamt als erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

3 Für den abgelaufenen Monat, bei Vierteljahreszahlern für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
4 Für den abgelaufenen Monat, bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat, bei Vierteljahreszahlern 

ohne Dauerfristverlängerung für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
5 Die Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich am drittletzten Bankarbeitstag des laufenden Monats fällig. 

Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Krankenkassen gilt 
ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen der jeweiligen Einzugsstelle bis 
spätestens zwei Arbeitstage vor Fälligkeit (d. h. am 24.10.2019, 0 Uhr) vorliegen. In den Bundesländern und 
Regionen, in denen der 31.10.2019 kein gesetzlicher Feiertag (Reformationstag) ist, werden die Beiträge am 
29.10.2019 fällig. Die Beitragsnachweise müssen dann bis zum 25.10.2019, 0 Uhr übermittelt werden. Wird 
die Lohnbuchführung durch extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa zehn Tage 
vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit 
auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 

Steuerermäßigung wegen Unterbringung eines Elternteils in einem Pflegeheim 

Aufwendungen für die Unterbringung von Angehörigen in einem Pflegeheim fallen nicht unter die Vergünstigung 
für haushaltsnahe Beschäftigungsverhältnisse oder die Inanspruchnahme haushaltsnaher Dienstleistungen.1 

Ein Sohn beteiligte sich finanziell an den Kosten für die Heimunterbringung seiner Mutter. Er hatte diese Kosten, 
soweit sie auf Pflege und Verpflegung entfielen, steuermindernd geltend gemacht. 

Zu Unrecht, entschied der Bundesfinanzhof2. Eine Steuerermäßigung wird nur für Aufwendungen wegen der 
eigenen Unterbringung in einem Heim oder zur eigenen dauernden Pflege gewährt. Aufwendungen für die 
Unterkunft oder Pflege einer dritten Person fallen nicht unter die Begünstigungsregelungen. 

 

Renovierungsleistungen zugunsten von Teilnehmern der Fernsehshow 
„Zuhause im Glück“ unterliegen der Einkommensteuer 
Gewinne aus einer Fernsehshow sind einkommensteuerpflichtig, wenn die Teilnahme und der Gewinn oder 
Vorteil ein gegenseitiges Leistungsverhältnis darstellen. Dann ist der Gewinn wie eine Entlohnung oder ein 
Erfolgshonorar zu beurteilen. Überwiegt bei einer Fernsehshow der Faktor Glück, sind die Gewinne nicht 
einkommensteuerpflichtig. 

Das Finanzgericht Köln3 hat entschieden, dass ein Teilnehmer an der Fernsehshow „Zuhause im Glück“ die bei 
ihm durchgeführten Renovierungen als geldwerten Vorteil versteuern muss. 

Bei dieser Show werden Eigenheime bedürftiger Personen umgebaut und renoviert. Die Leistungen der 
Teilnehmer bestehen u. a. in der Überlassung des Hauses, dem Geben von Interviews und der 
Kamerabegleitung. Für diese Leistungen erhält der Teilnehmer zwar kein Geld, er muss aber die 
Renovierungskosten nicht zahlen. 

Das Gericht ist der Auffassung, dass die Renovierung kein Glücksmoment sei, sondern in einem 
Veranlassungszusammenhang mit den Leistungen des Teilnehmers stehe. Es stellt aber klar, dass nur die reinen 
Renovierungsleistungen steuerpflichtig seien. 

 

Aus einer Landeskasse gezahlte Aufwandsentschädigung an ehrenamtliche 
Betreuer 

Erhält ein ehrenamtlicher Betreuer aus der Landeskasse eine Aufwandsentschädigung für seine Tätigkeit, ist 
diese nach Auffassung des Finanzgerichts Baden-Württemberg4 nur in Höhe des Übungsleiterfreibetrags von 
2.400 € pro Jahr steuerfrei.5 Die entsprechende einschränkende Spezialvorschrift gehe der allgemeinen Vorschrift 

                                                 
1 § 35a Abs. 2 Satz 2 Halbsatz 2 EStG. 
2 BFH, Urt. v. 03.04.2019, VI R 19/17, DStR 2019, S. 1144, LEXinform 0951338. 
3 FG Köln, Beschl. v. 28.02.2019, 1 V 2304/18, EFG 2019, S. 898, LEXinform 5022099. 
4 FG Baden-Württemberg, Urt. v. 06.03.2019, 2 K 317/17, (Rev. eingel., Az. BFH: VIII R 20/19), 

LEXinform 5022272. 
5 § 3 Nr. 26b EStG. 
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zur Steuerbefreiung für aus Bundes- oder Landeskassen gezahlte Bezüge für Aufwandsentschädigungen vor,1 so 
das Gericht. 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

 

Kosten der Einrichtungsgegenstände bei einer doppelten Haushaltsführung 
voll abziehbar 

Der Abzug von Unterkunftskosten bei doppelter Haushaltsführung im Inland ist auf höchstens 1.000 € im Monat 
begrenzt.2 Hierzu gehören alle Aufwendungen, die der Steuerpflichtige zu tragen hat, um die Unterkunft zu 
nutzen. Die Aufwendungen für Haushaltsartikel und Einrichtungsgegenstände einschließlich der Abschreibung für 
Abnutzung sind nicht einzurechnen. Sie sind - soweit notwendig - unbegrenzt abzugsfähig. Die Nutzung solcher 
Haushaltsartikel und Einrichtungsgegenstände ist nicht mit der Nutzung der Unterkunft als solche gleichzusetzen. 

Die Finanzverwaltung hatte bisher die Auffassung vertreten, dass die Aufwendungen für Möblierung und Hausrat 
den nur beschränkt abziehbaren Unterkunftskosten zuzurechnen seien.3 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs4) 

 

Gewerbliche Tätigkeit durch nachhaltig ausgeübte Warenverkäufe auf der 
Internetplattform eBay 

Wer kostengünstig oder kostenlos Gegenstände erwirbt, um sie anschließend über eBay in Form von 
Versteigerungen mit Gewinn zu verkaufen, übt eine gewerbliche Tätigkeit aus. Dies ergibt sich aus einem Urteil 
des Hessischen Finanzgerichts5. 

Die Klägerin will diese Entscheidung nicht akzeptieren. Sie ist der Auffassung, dass es sich bei ihrer Tätigkeit um 
eine reine Vermögensverwaltungstätigkeit gehandelt habe. Ihre Verkaufsaktivitäten habe sie nur zufällig, 
unprofessionell und ungeplant vorgenommen. Es habe sich um einen Zeitvertreib bzw. ein Hobby gehandelt. 

Ob diese Argumentation Bestand haben wird, muss abgewartet werden. Der Bundesfinanzhof muss 
abschließend entscheiden. 

 

Preisgelder aus Turnierpokerspielen können Einkünfte aus Gewerbebetrieb 
sein 

Einnahmen aus reinen Glücksspielen, beispielsweise Rennwetten oder Lotteriespielen, unterliegen nicht der 
Einkommensteuer. Der Bundesfinanzhof6 sieht das Turnierpokerspiel allerdings als Mischung aus Glücks- und 
Geschicklichkeitsspiel an. Damit kann die Teilnahme an solchen Pokerspielen als Gewerbebetrieb einzustufen 
sein. 

Im entschiedenen Fall hatte ein Pokerspieler sogar sein Arbeitsverhältnis gekündigt, um professionell und 
umfangreich an Pokerturnieren im In- und Ausland teilzunehmen. Daher war der Rahmen privater 
Vermögensverwaltung überschritten. 

Ob der Pokerspieler auch mit Gewinnen aus anderen Kartenspielen der Einkommen- und Gewerbesteuer 
unterliegt, muss das Finanzgericht erneut prüfen. Der Spieler hatte nämlich außerhalb von Pokerturnieren in 
Casinos „Black Jack“ und andere „Cash Games“ gespielt. Der Bundesfinanzhof hat bereits darauf hingewiesen, 
dass „Black Jack“ nicht mit dem Pokerspiel vergleichbar ist. 

 

                                                 
1 § 3 Nr. 12 EStG. 
2 § 9 Abs. 1 Satz 3 Nr. 5 Satz 4 EStG. 
3 BMF, Schr. v. 24.10.2014, IV C 5 – S 2353/14/10002, Rz. 104, BStBl 2014 I, S. 1412, LEXinform 5235256. 
4 BFH, Urt. v. 04.04.2019, VI R 18/17, BFH/NV 2019, S. 870, LEXinform 0951311. 
5 Hessisches FG, Urt. v. 19.07.2018, 2 K 1835/16, (Rev. eingel., Az. BFH: X R 26/18), EFG 2019, S. 777, 

LEXinform 5022057. 
6 BFH, Urt. v. 07.11.2018, X R 34/16, BFH/NV 2019, S. 686, LEXinform 0951170. 
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Doppelte Haushaltsführung: Vorfälligkeitsentschädigung bei Verkauf der 
Zweitwohnung 

Ein Ehepaar unterhielt einen gemeinsamen Hausstand. Aufgrund der beruflichen Tätigkeit des Ehemanns hatte 
es zudem eine Wohnung am Beschäftigungsort des Manns erworben und hierfür ein Darlehn aufgenommen. 
Nach Beendigung der Beschäftigung veräußerte das Ehepaar die Wohnung und zahlte das Darlehn vorzeitig 
zurück. Die hierbei angefallene Vorfälligkeitsentschädigung machte es in seiner Einkommensteuererklärung als 
Werbungskosten (Mehraufwendungen der doppelten Haushaltsführung des Ehemanns) geltend. Das Finanzamt 
versagte den Werbungskostenabzug. 

Der Bundesfinanzhof1 bestätigte die Sichtweise des Finanzamts. Aufwendungen wegen einer doppelten 
Haushaltsführung entstehen, wenn sie durch diese veranlasst sind. Hierzu zählen u. a. die tatsächlichen Kosten 
der Unterkunft am Beschäftigungsort, wie z. B. der Mietzins oder die Finanzierungskosten. Letztere umfassen 
grundsätzlich auch eine zur vorzeitigen Ablösung eines Darlehns gezahlte Vorfälligkeitsentschädigung. 

Im entschiedenen Fall war die Vorfälligkeitsentschädigung jedoch aufgrund der Veräußerung der Wohnung am 
Beschäftigungsort angefallen. Damit hatte das Darlehn hinsichtlich der Erzielung von Einkünften aus 
nichtselbständiger Arbeit seinen Nutzen verloren. Die Mehraufwendungen waren vielmehr das Ergebnis der auf 
eine vorzeitige Kreditablösung gerichteten Änderung des ursprünglichen Darlehnsvertrags. Sie waren daher dem 
- vorliegend - nicht steuerbaren Veräußerungsgeschäft zuzuordnen. 

Erste Tätigkeitsstätte bestimmt sich auch bei längerer Auswärtstätigkeit nur 
nach deren voraussichtlicher Dauer 

Aufwendungen eines Arbeitnehmers für Fahrten zwischen Wohnung und erster Tätigkeitsstätte sind nur mit einer 
Entfernungspauschale von 0,30 € je Entfernungskilometer als Werbungskosten anzusetzen.2 Erste 
Tätigkeitsstätte ist die ortsfeste betriebliche Einrichtung des Arbeitgebers, der der Arbeitnehmer dauerhaft 
zugeordnet ist. Von einer solchen Zuordnung ist auszugehen, wenn der Arbeitnehmer unbefristet über einen 
Zeitraum von 48 Monaten hinaus an einer solchen Tätigkeitsstätte tätig werden soll.3 Fahrten zu Einsatzstellen, 
die keine erste Tätigkeitstätte sind, können bei Benutzung eines Pkw pauschal mit 0,30 € je gefahrenen Kilometer 
als Dienstreise angesetzt werden, also dem doppelten Betrag der Entfernungspauschale. 

In einem vom Finanzgericht Münster4 entschiedenen Fall war die erste Tätigkeitsstätte eines Arbeitnehmers 
streitig, der bereits seit mehr als 48 Monaten ununterbrochen bei einem Kunden seines Arbeitgebers eingesetzt 
war. Mit dem Kunden waren aber weder Verträge über einen Zeitraum von mehr als 48 Monaten geschlossen 
worden, noch konnte bei Beginn des jeweiligen Auftrags prognostiziert werden, ob er länger dauern würde. Der 
Arbeitnehmer konnte folglich nicht davon ausgehen, dass er länger als 48 Monate beim Kunden eingesetzt wird. 
Das Gericht entschied deswegen, dass er beim Kunden keine erste Tätigkeitsstätte hatte und die Fahrtkosten mit 
0,30 € je gefahrenen Kilometer ansetzen konnte. 

 

Einkommensteuer auf Urlaubsabgeltungsanspruch 

Ein Arbeitnehmer konnte seinen Urlaubsanspruch für zwei Jahre wegen Krankheit und späterer 
Schwerbehinderung nicht einlösen. Den entstandenen Urlaubsabgeltungsanspruch berücksichtigte das 
Finanzamt als Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit. Der Arbeitnehmer meinte, der Abgeltungsanspruch sei ein 
Schadensersatzanspruch, der nicht einkommensteuerbar sei. 

Das Finanzgericht Hamburg5 folgte der Auffassung des Finanzamts. 

Arbeitslohn sind alle Einnahmen, die dem Arbeitnehmer aus dem Dienstverhältnis zufließen. Der Arbeitnehmer 
hat die Zahlung des Urlaubsabgeltungsanspruchs wegen seiner geleisteten Arbeit vom Arbeitgeber erhalten, 
nicht wegen einer Verletzung von Arbeitgeberpflichten. Es handelt sich bei der Entschädigung für nicht gewährten 
Urlaub um eine nachträgliche Lohnzahlung. Unerheblich ist, wie die Zahlung bezeichnet wird. Der 
Urlaubsabgeltungsanspruch kann daher auch als Entschädigungsanspruch bezeichnet sein. Es lagen auch keine 
außerordentlichen Einkünfte vor. Weder war es eine Entschädigung,6 noch handelte es sich um eine Vergütung 
für mehrjährige Tätigkeiten.7 Die Urlaubsabgeltungsansprüche für zwei Jahre flossen nur in einem Jahr zu. Sie 
waren aber kein Entgelt für eine mehrjährige Tätigkeit. 

                                                 
1 BFH, Urt. v. 03.04.2019, VI R 15/17, DStR 2019, S. 1133, LEXinform 0951336. 
2 § 9 Abs. 1 Nr. 4 EStG. 
3 § 9 Abs. 4 Satz 3 EStG. 
4 FG Münster, Urt. v. 25.03.2019, 1 K 447/16, LEXinform 5022098. 
5 FG Hamburg, Urt. v. 19.03.2019, 6 K 80/18, LEXinform 5022113. 
6 § 34 Abs. 2 Nr. 2 EStG. 
7 § 34 Abs. 2 Nr. 4 EStG. 
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Steuerpflicht für den zur Privatnutzung überlassenen betrieblichen Pkw 

Überlässt ein Arbeitgeber seinem Arbeitnehmer ein Fahrzeug zur privaten Nutzung, liegt darin ein als Lohnzufluss 
zu erfassender geldwerter steuerpflichtiger Nutzungsvorteil. Er ist monatlich entweder mit 1 % des 
Bruttolisten-Neupreises oder nach der Fahrtenbuchmethode zu berechnen. Auf eine tatsächliche private Nutzung 
kommt es nicht an. Allein die Möglichkeit zur Privatnutzung reicht aus. 

Für den Arbeitnehmer liegt die Bereicherung nach einem Urteil des Finanzgerichts Hamburg1 in den ersparten 
Aufwendungen für die private Unterhaltung eines gleichwertigen Fahrzeugs. Selbst wenn der Arbeitnehmer das 
Fahrzeug nicht nutzen sollte, erspart er sich die für das Fahrzeug anfallenden nutzungsunabhängigen Kosten. 

 

Aufstockungsbeträge zum Transferkurzarbeitergeld sind regelmäßig laufender 
Arbeitslohn 

Werden auf der Grundlage eines Transferarbeitsverhältnisses von einer Transfergesellschaft 
Aufstockungsbeträge zum Transferkurzarbeitergeld gezahlt, handelt es sich in der Regel um laufenden 
Arbeitslohn. Dies hat der Bundesfinanzhof2 entschieden. Wesentliche Faktoren für diese Beurteilung waren die 
folgenden Umstände: 

 Das zum Arbeitgeber bestehende Arbeitsverhältnis wurde im Rahmen einer Sozialplanregelung aufgehoben 
und gleichzeitig ein befristetes sozialversicherungspflichtiges Transferarbeitsverhältnis mit der 
Transfergesellschaft begründet. 

 Die Vereinbarung enthielt u. a. Regelungen zur Wochenarbeitszeit, für den Krankheitsfall, zur 
Urlaubsgewährung, zu Nebentätigkeiten. 

 Der Transfergesellschaft stand das Weisungsrecht zu. 

 Der Vertrag enthielt für den Arbeitnehmer weitere Mitwirkungs- und Teilnahmepflichten. 

 

Zahlungen zur Abgeltung des Versorgungsausgleichs sind keine 
Werbungskosten 

Ein Steuerberater leistete laufende Zahlungen an das für ihn zuständige Steuerberater-Versorgungswerk. Daraus 
erwartete er ab 2041 erstmals Renteneinkünfte. Mit seiner Ehefrau, von der er sich 2015 trennte, schloss er eine 
Scheidungsfolgenvereinbarung ab, um später seine Alterseinkünfte ungeschmälert beziehen zu können. Darin 
verpflichtete er sich, ihren Anspruch auf den Versorgungsausgleich durch eine Ausgleichszahlung abzugelten. 

Der Steuerberater wollte die Ausgleichszahlung als Werbungskosten bei seinen sonstigen Einkünften, zu denen 
seine späteren Renteneinkünfte gehören würden, abziehen. Das Finanzamt lehnte das ab. 

Das Finanzgericht Köln3 bestätigte die Auffassung des Finanzamts. Die Abfindung war durch die private, nicht 
einkunftsbezogene Sphäre des Steuerberaters, hier die Ehescheidung, veranlasst. Ein Werbungskostenabzug fiel 
daher aus. Ausgleichszahlungen können ferner seit 2015 ausschließlich über einen Sonderausgabenabzug 
berücksichtigt werden.4 In diesem Fall hätte die entsprechende Einnahme bei der Ehefrau zu steuerpflichtigen 
Einnahmen geführt, wenn diese dem zugestimmt hätte. Die Ehefrau hatte das jedoch ausdrücklich abgelehnt. 

 

Steuerliche Zuordnung der Erträge aus einem vermögensverwaltenden 
Lebensversicherungsvertrag 

Kapitalerträge aus einem vermögensverwaltenden Lebensversicherungsvertrag sind dem wirtschaftlich 
Berechtigten unmittelbar zuzurechnen.5 Ein derartiger Vertrag liegt vor, wenn in dem Vertrag die gesonderte 
Verwaltung speziell für diesen Vertrag zusammengestellter Kapitalanlagen vereinbart wurde. Hinzukommen 
muss, dass der wirtschaftlich Berechtigte unmittelbar oder mittelbar über die Veräußerung der 
Vermögensgegenstände und die Wiederanlage der Erlöse bestimmen kann. 

                                                 
1 FG Hamburg, Urt. v. 26.02.2019, 2 K 273/17, LEXinform 5022108. 
2 BFH, Urt. v. 12.03.2019, IX R 44/17, BFH/NV 2019, S. 867, LEXinform 0951647. 
3 FG Köln, Urt. v. 14.02.2019, 15 K 2800/17, LEXinform 5022062. 
4 § 10 Abs. 1a Nr. 3 EStG. 
5 § 20 Abs. 1 Nr. 6 Satz 5 EStG. 
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Diese Voraussetzungen liegen bei einer Kapitalversicherung mit Sparanteil nicht vor, wenn der wirtschaftlich 
Berechtigte lediglich aus standardisierten Anlagestrategien auswählen kann, die einer unbestimmten Vielzahl von 
Versicherungsnehmern angeboten wird, die konkrete Anlageentscheidung aber dem Vermögensverwalter 
vorbehalten bleibt, der sie auch ausübt. 

(Quelle: Beschluss des Bundesfinanzhofs1) 

 

Wann liegt ein steuerlich zu berücksichtigendes Finanzplandarlehn eines 
GmbH-Gesellschafters vor? 

Hat ein wesentlich beteiligter GmbH-Gesellschafter bis zum 27. September 2017 seiner GmbH eine 
eigenkapitalersetzende Finanzierungshilfe in Form eines sog. Finanzplandarlehns gegeben, gehört dies zu den 
Anschaffungskosten der GmbH-Beteiligung. Fällt das Darlehn z. B infolge einer Insolvenz der GmbH aus, kann 
der Verlust steuerlich zu 60 % einkommensmindernd berücksichtigt werden.2 

Der Bundesfinanzhof3 hat in einer neuen Entscheidung nochmals dargestellt, wann ein Finanzplandarlehn 
vorliegt. Maßgebend sind die zwischen dem Gesellschafter und der GmbH getroffenen Vereinbarungen, denen 
zufolge die eingesetzten Mittel einlageähnlichen Charakter haben sollen, obwohl sie als Darlehn bezeichnet 
werden. Für ein Finanzplandarlehn sprechen etwa 

 eine fehlende Kündigungsmöglichkeit des Darlehnsgebers, 

 unter Fremden unübliche Konditionen der Darlehnsgewährung, 

 zeitlicher Zusammenhang zwischen Gesellschaftsgründung und Darlehnsvertrag sowie 

 eine langfristige, den Geldbedarf der GmbH abdeckende Darlehnsüberlassung. 

Hinweis: Finanzplandarlehn, die nach dem 27. September 2017 gegeben wurden, sind nach der Aufhebung des 

Eigenkapitalersatzrechts durch das „Gesetz zur Modernisierung des GmbH-Rechts und zur Bekämpfung von 
Missbräuchen“ keine Anschaffungskosten der GmbH-Beteiligung mehr.4 Sie können zwar nach einem Urteil des 
Bundesfinanzhofs5 gegebenenfalls als Verlust bei den Einkünften aus Kapitalvermögen berücksichtigt werden. 
Jedoch liegen bereits Pläne des Gesetzgebers vor,6 dies zu unterbinden. 

 

Keine nachträgliche Änderung eines Antrags, mit dem der Stichtag einer 
Einbringung festgelegt wurde 

Bringt ein Unternehmer seinen Betrieb, Teilbetrieb oder Mitunternehmeranteil in eine Kapitalgesellschaft ein, kann 
die Einbringung auf Antrag auf einen Tag zurückbezogen werden, der höchstens acht Monate vor dem Tag des 
Abschlusses des Einbringungsvertrags liegt. Außerdem darf der Tag nicht mehr als acht Monate vor dem Tag 
liegen, an dem das eingebrachte Betriebsvermögen auf die übernehmende Gesellschaft übergeht. 

Den Antrag kann (nur) die übernehmende Kapitalgesellschaft stellen. Er ist bei dem für die Besteuerung der 
Kapitalgesellschaft zuständigen Finanzamt zu stellen. Er kann ausdrücklich, aber auch konkludent, z. B. durch 
Abgabe einer Steuererklärung nebst Bilanz auf den Einbringungsstichtag, gestellt werden. Ein einmal gestellter 
Antrag kann nicht mehr geändert werden. Das heißt, der Einbringungsstichtag ist nicht mehr änderbar. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs7) 

 

Keine verdeckte Gewinnausschüttung bei einer Gebietskörperschaft aufgrund 
mittelbarer Beteiligung an begünstigter dauerdefizitärer Eigengesellschaft 

Übt eine kommunale Eigengesellschaft ein Dauerverlustgeschäft aus, liegt regelmäßig eine verdeckte 
Gewinnausschüttung (vGA) an die Trägerkörperschaft vor. Die vGA unterliegt grundsätzlich der 
Kapitalertragsteuer. 

                                                 
1 BFH, Beschl. v. 26.03.2019, VIII R 36/15, BFH/NV 2019, S. 740, LEXinform 0950558. 
2 § 17 EStG, § 3 Nr. 40 EStG. 
3 BFH, Beschl. v. 11.01.2019, IX B 126/17, BFH/NV 2019, S. 583, LEXinform 5908830. 
4 BFH, Urt. v. 11.07.2017, IX R 36/15; BFH/NV 2017, S. 1501, LEXinform 0950458. 
5 BFH, Urt. v. 24.10.2017, VIII R 13/15, BFH/NV 2018, S. 280, LEXinform 0950234. 
6 BMF, Entwurf eines Gesetzes zur weiteren steuerlichen Förderung der Elektromobilität und zur Änderung 

weiterer steuerlichen Vorschriften, DStZ 2019, S. 401, LEXinform 0449754. 
7 BFH, Urt. v. 19.12.2018, I R 1/17, BFH/NV 2019, S. 888, LEXinform 0951178. 
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Die Rechtsfolgen einer vGA sind nicht zu ziehen, soweit etwa aus verkehrs-, umwelt-, sozial-, kulturell-, bildungs- 
oder gesundheitspolitischen Gründen eine wirtschaftliche Betätigung ohne kostendeckendes Entgelt unterhalten 
wird. Dies bedeutet, dass die Rechtsfolgen einer vGA nicht nur auf Ebene der Verlustkapitalgesellschaft nicht zu 
ziehen sind, sondern auch nicht auf der Ebene des unmittelbaren oder mittelbaren Anteilseigners. Damit entsteht 
auch für den Anteilseigner keine Kapitalertragsteuer. 

(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs1) 

 

Keine Gewinnerhöhung durch Aufzinsung des Körperschaftsteuerguthabens 
nach formwechselnder Umwandlung in eine Personengesellschaft 

Nach dem Systemwechsel bei der Besteuerung von Kapitalgesellschaften und deren Anteilseigner im Jahr 2000 
entstand für Kapitalgesellschaften unter Umständen ein Körperschaftsteuerguthaben. Dieses wurde in den 
Jahren 2008 bis 2017 in zehn gleichen Jahresraten ausgezahlt. Der Anspruch auf das Guthaben war mit dem 
abgezinsten Barwert in der Bilanz zu erfassen und jedes Jahr aufzuzinsen. Das Gesetz sieht ausdrücklich vor, 
dass der Aufzinsungsbetrag bei der Kapitalgesellschaft nicht gewinnerhöhend (steuererhöhend) zu erfassen war. 

Die gesetzliche Regelung gilt nach Auffassung des Bundesfinanzhofs2 auch dann, wenn die Kapitalgesellschaft 
zwischenzeitlich formwechselnd in eine Personengesellschaft umgewandelt wurde. Voraussetzung ist allerdings, 
dass an der Personengesellschaft unmittelbar oder mittelbar ausschließlich Körperschaften beteiligt sind. 

 

Auflösung einer § 6b-Rücklage erfolgt bei der übertragenden 
Kapitalgesellschaft 

Die D-AG wurde zum 31. Dezember 2012 auf die A-GmbH verschmolzen, wobei deren Buchwerte fortgeführt 
wurden. In der Bilanz der D-AG war eine sog. § 6b-Rücklage ausgewiesen. Diese kann bei Veräußerung 
bestimmter Anlagegüter gebildet werden, um die steuerpflichtige Aufdeckung stiller Reserven zu vermeiden. Die 
Rücklage wird dann bei bestimmten Neuinvestitionen innerhalb einer festgesetzten Reinvestitionsfrist 
erfolgsneutral abgezogen. Diese Reinvestitionsfrist war am Verschmelzungsstichtag abgelaufen. Die A-GmbH 
erklärte den Auflösungsgewinn in ihrer Steuererklärung. Das Finanzamt hingegen erfasste den Gewinn noch in 
der Schlussbilanz der D-AG. 

Das Finanzgericht Berlin-Brandenburg3 stimmte dem Finanzamt zu. Werde die Verschmelzung unter Fortführung 
der Buchwerte vorgenommen, seien Rücklagen so fortzuführen, wie sie von der übertragenden Körperschaft 
hätten fortgeführt werden können. Eine § 6b-Rücklage, deren Reinvestitionsfrist am Bilanzstichtag abgelaufen 
sei, könne in der Schlussbilanz der übertragenden Gesellschaft nicht ausgewiesen werden. Damit müsse die 
Rücklage nach Auffassung des Gerichts bei der übertragenden Gesellschaft aufgelöst und von ihr versteuert 
werden. 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

 

Schätzung beruflich veranlasster Aufwendungen einer Firmenfeier 

Der Bundesfinanzhof4 musste sich zum wiederholten Mal mit der Abzugsfähigkeit von Aufwendungen für 
„Herrenabende“ beschäftigen: 

Eine Rechtsanwaltskanzlei hatte in mehreren Jahren sog. Herrenabende im Garten des namensgebenden 
Partners veranstaltet, bei denen jeweils über 300 Gäste unterhalten und bewirtet wurden. Dabei entstanden 
Aufwendungen für Musik, Veranstaltungstechnik und Bewirtung von rund 64 € pro Teilnehmer. Streitig war die 
Berücksichtigung als steuermindernde Betriebsausgabe. 

Der Bundesfinanzhof stellte klar: Steht fest, dass ein abgrenzbarer Teil der Aufwendungen beruflich veranlasst 
ist, bereitet seine Quantifizierung aber Schwierigkeiten, ist der Anteil unter Berücksichtigung aller maßgeblichen 
Umstände zu schätzen. Dies gilt auch, wenn im Rahmen eines Kanzleifests Mandanten, potenzielle 
Neu-Mandanten und Geschäftsfreunde eingeladen werden und nicht mehr rekonstruierbar ist, wer tatsächlich 
erschienen ist. Ferner gilt dies auch, wenn aufgrund der zahlreichen persönlichen und geschäftlichen 
Beziehungen zu den eingeladenen Gästen nicht abschließend beurteilt werden kann, bei welchem Gast von einer 
überwiegend beruflich veranlassten Einladung auszugehen ist. 

                                                 
1 BFH, Urt. v. 11.12.2018, VIII R 44/15, BFH/NV 2019, S. 773, LEXinform 0950698. 
2 BFH, Urt. v. 28.11.2018, I R 56/16, BFH/NV 2019, S. 886, LEXinform 0950943. 
3 FG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 05.03.2019, 6 K 6071/18, (Rev. eingel., Az. BFH: I R 20/19), EFG 2019, 

S. 739, LEXinform 5022022. 
4 BFH, Beschl. v. 21.03.2019, VIII B 129/18, BFH/NV 2019, S. 812, LEXinform 5908851. 
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Steuerliche Behandlung eines vom Grund und Boden abgespaltenen 
Milchlieferrechts nach Ende der Verpachtung 

Ein Landwirt hatte sein Milchlieferrecht verpachtet, das sich auf Flächen bezog, deren Buchwert zum 
30. Juni 1970 in einem pauschalen Verfahren festgestellt worden war.1 Das Lieferrecht war 1984 mit Einführung 
der sog. Milchquotenregelung vom Grund und Boden als immaterielles Wirtschaftsgut „Milchlieferrecht“ mit 
15.000 € abgespalten und bilanziert worden. Bei Ende des Pachtvertrags 2008 wurden 33 % der 
sog. Referenzmenge zugunsten der Landesreserve entschädigungslos eingezogen.2 67 % der Referenzmenge 
veräußerte der Landwirt. Den Buchwert des Milchlieferrechts setzte er in voller Höhe als Betriebsausgabe ab, weil 
er kein Milchlieferrecht mehr besaß. 

Der Bundesfinanzhof3 erkannte den Betriebsausgabenabzug nur in Höhe von 67 % des Buchwerts an, weil nur 
dieser Teil der Referenzmenge veräußert worden war. Die Behandlung des restlichen Buchwerts hängt davon ab, 
ob sich der Grund und Boden bei Wegfall des Milchlieferrechts noch im Betriebsvermögen befindet. Sollte dies 
der Fall sein, ist der Restbuchwert dem Buchwert des Grund und Bodens hinzuzurechnen. Falls nicht, handelt es 
sich um einen Verlust, der wegen einer Sonderregelung für zum 30. Juni 1970 bewertete landwirtschaftliche 
Flächen steuerlich nicht abzugsfähig ist.4 

Hinweis: Die Milchquotenregelung ist zum 31. März 2015 ersatzlos weggefallen.5 

 

Leistungen aus Altersvorsorgeverträgen als sonstige Einkünfte 

In der betrieblichen Altersversorgung wird eine Hinterbliebenenversorgung nur an den Ehepartner, den 
eingetragenen Lebenspartner, den namentlich benannten Lebensgefährten oder die waisenrentenberechtigten 
Kinder ausgezahlt. Sind keine solchen Hinterbliebenen vorhanden, wird ein sog. Sterbegeld an die Erben 
geleistet. 

Ein Elternpaar erhielt als Gesamtrechtsnachfolger ihres verstorbenen Sohns Sterbegeld. Der Arbeitgeber des 
Sohns hatte für diesen eine betriebliche Altersversorgung abgeschlossen. Bezugsberechtigt waren im Todesfall 
die Hinterbliebenen. Der Sohn hatte keine Hinterbliebenen. Daher zahlte die Pensionskasse die Leistung 
begrenzt auf ein Sterbegeld an die Eltern als Erben aus. Das Finanzamt erfasste das Sterbegeld als sonstige 
Einkünfte. 

Zu Recht, entschied das Finanzgericht Düsseldorf6. Leistungen aus Altersvorsorgeverträgen seien gesetzlich 
explizit als sonstige Einkünfte erfasst. Die vorliegend geleistete Zahlung erfolge aus der Versicherung. Nur und 
gerade der Altersvorsorgevertrag hätte die Versicherung veranlasst, das Sterbegeld auszuzahlen. Dem 
Rechtsnachfolger zufließende nachträgliche Einkünfte seien ihm zuzurechnen; die vom Rechtsvorgänger 
(Erblasser) erzielten Einkünfte würden nicht nachträglich erhöht. Daraus resultierende Doppelbelastungen mit 
Einkommen- und Erbschaftsteuer würden durch eine besondere Steuerermäßigung abgemildert.7 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

 

Gewerbesteuerliche Hinzurechnung von Leasingraten auch bei refinanzierten 
Leasinggeschäften 

5 % der Leasingraten für die Benutzung beweglicher Wirtschaftsgüter sind auch bei refinanzierten 
Leasinggeschäften dem Gewinn aus Gewerbebetrieb hinzuzurechnen.8 Diese grundsätzliche Aussage traf der 
Bundesfinanzhof9. Danach sind Leasingraten nach dem Unternehmensteuerreformgesetz 2008 ausdrücklich in 

                                                 
1 § 55 Abs. 1 EStG. 
2 § 48 Abs. 3 MilchQuotV. 
3 BFH, Urt. v. 17.01.2019, VI R 52/16, BFH/NV 2019, S. 780, LEXinform 0951156. 
4 § 55 Abs. 6 EStG. 
5 Rat der EU, Verordnung (EG) Nr. 1788/2003 v. 29.09.2003 über die Erhebung einer Abgabe im Milchsektor, 

ABl. EU 2003, Nr. L 270, S. 123. 
6 FG Düsseldorf, Urt. v. 06.12.2018, 15 K 2439/18 (Rev. eingel., Az. BFH: X R 38/18), EFG 2019, S. 775, 

LEXinform 5022121. 
7 § 35b EStG. 
8 Ein Viertel aus einem Fünftel (also 5 %). 
9 BFH, Urt. v. 11.12.2018, III R 23/16, BFH/NV 2019, S. 640, LEXinform 0951596. 
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die Hinzurechnungsvorschrift des Gewerbesteuergesetzes einbezogen worden.1 Eine gesetzeskonforme 
„Benutzung“ der geleasten Wirtschaftsgüter des Anlagevermögens liegt auch vor, wenn die Wirtschaftsgüter zum 
Zweck der Erzielung von Einkünften an weitere Personen verleast oder vermietet werden. 

Geklagt hatte eine als Finanzdienstleistungsinstitut nach dem Kreditwesengesetz anerkannte 
Leasinggesellschaft. Sie veräußerte die Leasinggüter an eine weitere Leasinggesellschaft, leaste sie von dieser 
Gesellschaft zurück, um sie anschließend an Endkunden weiter zu verleasen. 

 

Widerruf der Zustimmung zur Veräußerung von Wohneigentum 

Die Teilungserklärung einer Wohnungseigentümergemeinschaft sah vor, dass die Veräußerung des 
Wohnungseigentums der Zustimmung des Verwalters bedurfte. Dieser erteilte dem Notar beim Verkauf mehrerer 
Wohnungen seine Zustimmung zur Veräußerung. Das Grundbuchamt trug daraufhin die bewilligte Vormerkung 
zur Sicherung des Auflassungsanspruchs zugunsten der Erwerber ein. Danach widerrief der Verwalter gegenüber 
dem Notar seine Zustimmung und teilte dies auch dem Grundbuchamt mit. Als der Notar die Auflassung 
beantragte, lehnte das Grundbuchamt die Eintragung unter Hinweis auf die fehlende Verwalterzustimmung ab. 

Zu Unrecht, wie der Bundesgerichtshof2 entschied. Der Widerruf der Zustimmung des Verwalters führte nicht zu 
deren Unwirksamkeit. Die Zustimmung zur Veräußerung von Wohneigentum wird unwiderruflich, sobald der 
Kaufvertrag über die Veräußerung wirksam geworden ist. 

 

Zurückschneiden über die Grundstücksgrenze ragender Äste 

Nach einer Entscheidung des Bundesgerichtshofs3 kann ein Grundstückseigentümer von seinem Nachbarn 
verlangen, dass dieser über die Grenze herüberragende Äste entfernt. Voraussetzung ist aber, dass die 
Grundstücksnutzung beeinträchtigt wird. 

Der Beseitigungsanspruch muss innerhalb von drei Jahren nach Kenntnis der Störung geltend gemacht werden; 
danach ist der Anspruch verjährt.4 Unabhängig davon steht dem Grundstückseigentümer ein Selbsthilferecht zu. 
Er kann die vom Nachbargrundstück herüberragenden Zweige selbst abschneiden. 

 

Überschusserzielungsabsicht bei Vermietung einer Gewerbeimmobilie 

Verluste aus einer Vermietung sind steuerlich anzuerkennen, wenn der Vermieter beabsichtigt, über die 
voraussichtliche Dauer der Vermietung einen Überschuss zu erzielen. Bei der Vermietung von Wohnungen wird 
hiervon grundsätzlich typisierend ausgegangen, wenn die Vermietung auf Dauer angelegt ist. Bei 
Gewerbeimmobilien gilt diese Vermutung jedoch nicht. Vielmehr muss die Überschusserzielungsabsicht stets im 
Einzelfall festgestellt werden. Dabei wird auf einen Zeitraum von 30 Jahren abgestellt. 

Eine GbR erzielte Einkünfte aus der Verpachtung eines Hotel-Gasthofs, den sie 1993 erworben hatte. Nach 
Kündigung des Pachtvertrags nahm die GbR umfangreiche Umbauten und Erweiterungen vor und verpachtete 
den neuen Hotel- und Gaststättenkomplex an eine Betriebs-GmbH. Das Finanzamt ermittelte für einen 
30-jährigen Prognosezeitraum seit Anschaffung einen Totalverlust. Es erkannte in Folge geltend gemachte 
Werbungskostenüberschüsse für Vorjahre nicht mehr an. 

Der Bundesfinanzhof5 hingegen entschied, dass durch Umbau und Erweiterung ein anderes Objekt entstand. Für 
dieses begann ein neuer Prognosezeitraum, für den die Überschusserzielungsabsicht neu zu beurteilen ist. 

 

Steuerbefreiung für zu Wohnzwecken Demenzkranker genutzten Grundbesitz 

Grundbesitz mit Wohneinheiten, die der vollstationären Pflege von Demenzkranken dienen, kann unter 
bestimmten Voraussetzungen von der Grundsteuer befreit sein.6 

Eine gemeinnützige GmbH hatte eine Wohnanlage für Senioren errichtet. In dieser Pflegeeinrichtung waren 
80 Bewohner untergebracht, die dort in Wohngruppen vollstationär versorgt wurden. Der größte Teil der Insassen 

                                                 
1 § 8 Nr. 1 Buchst. d GewStG. 
2 BGH, Beschl. v. 06.12.2018, V ZB 134/17, MDR 2019, S. 731, LEXinform 1675170. 
3 BGH, Urt. v. 22.02.2019, V ZR 136/18, MDR 2019, S. 608, LEXinform 1674893. 
4 §§ 195, 199 BGB. 
5 BFH, Urt. v. 19.02.2019, IX R 16/18, BFH/NV 2019, S. 804, LEXinform 0951871. 
6 § 5 Abs. 1 Nr. 3 GrStG. 
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litt an schwerer oder mittelschwerer Demenz. Die Gesellschaft beantragte die Befreiung von der Grundsteuer. Sie 
vertrat die Ansicht, dass die einzelnen Zimmer der Bewohner keine Wohnungen im Sinne des 
Grundsteuergesetzes darstellen würden. Auch die insgesamt sechs Wohngruppen seien nicht als Wohnungen zu 
behandeln. So fehle den Zimmern etwa eine Küche bzw. Kochmöglichkeit. Ferner könnten die Wohngruppen zum 
Flur hin nicht abgeschlossen werden. 

Das Finanzgericht Münster1 schloss sich dieser Auffassung an und entschied, dass die Voraussetzungen für eine 
Grundsteuerbefreiung vorlägen. Das Gericht sah hier eher eine mit einem Krankenhaus vergleichbare 
Einrichtung, so u. a. auch, weil fremde Dritte zu bestimmten Zeiten freien Zugang hätten und es an einer 
Abgeschlossenheit fehle. 

 

Rückgabe der Mietsache ist Voraussetzung für Beginn der Verjährungsfrist 

Der Mieter eines Bürogebäudes hatte das Mietverhältnis zum 30. September 2012 gekündigt. Im Mietvertrag war 
festgelegt, dass Einbauten entfernt oder vom Vermieter gegen Wertersatz übernommen werden. Im Oktober 
räumte der Mieter das Objekt, ohne die von ihm vorgenommenen Einbauten zu entfernen. Im November ließ er 
dem Vermieter durch Anwaltsschreiben mitteilen, er biete die sofortige Rückgabe der Räume an und schlage im 
Hinblick auf die beabsichtigten Sanierungs- und Umbauarbeiten einen kurzfristigen Ortstermin vor. Nach einer 
Besprechung im Dezember ließ der Mieter die von dem Vermieter gewünschten Rückbauten vornehmen. Am 
8. Februar 2013 gab er die Räume an den Vermieter zurück. Dieser verlangte in der Folgezeit vom Mieter wegen 
Verschlechterung der Mietsache Schadensersatz. Gegen die im Juli 2013 eingegangene Klage verteidigte sich 
der Mieter. Er vertrat im Hinblick auf eine sechsmonatige Verjährungsfrist die Auffassung,2 dass ein solcher 
Anspruch verjährt sei. 

Der Bundesgerichtshof3 widersprach. Die Verjährung beginnt mit dem Zeitpunkt, in dem der Vermieter die 
Mietsache zurückerhält.4 Der Rückerhalt setzt grundsätzlich eine Änderung der Besitzverhältnisse zugunsten des 
Vermieters voraus, weil er erst durch die unmittelbare Sachherrschaft in die Lage versetzt wird, sich ungestört ein 
umfassendes Bild von etwaigen Veränderungen oder Verschlechterungen der Sache zu machen. Im Weiteren ist 
es erforderlich, dass der Mieter den Besitz vollständig und unzweideutig aufgibt. Dass der Mieter die Rückgabe 
der Mietsache angeboten hatte, änderte hieran nichts. Dem Schreiben konnte nicht entnommen werden, dass 
dieser die Sachherrschaft über die Mietsache bereits vor der Klärung der Rückbauverpflichtung vollständig und 
endgültig aufgeben wollte. 

 

Grunderwerbsteuer für ein Kaufrechtsvermächtnis 

In Änderung seiner bisherigen Rechtsprechung hat der Bundesfinanzhof5 entschieden, dass der Abschluss eines 
Kaufvertrags über ein Grundstück, dessen Vertragsgrundlage ein Kaufrechtsvermächtnis ist, der 
Grunderwerbsteuer unterliegt. 

Ein Vater hatte seine Tochter zur Alleinerbin bestimmt. Zugunsten seines Sohns hatte er auf der Rechtsgrundlage 
eines Vermächtnisses verfügt, dass der Sohn ein Ankaufsrecht auf eine Eigentumswohnung hatte. Der 
Ankaufspreis sollte sich aus dem Verkehrswert der Wohnung zum Zeitpunkt der Ausübung des Ankaufsrechts 
ergeben. Nach der Ausübung des Ankaufsrechts setzte das Finanzamt Grunderwerbsteuer auf den vertraglich 
vereinbarten Kaufpreis fest. Es wurde keine Grunderwerbsteuerbefreiung gewährt. Der Grundstückserwerb 
beruhe weder auf einer Nachlassteilung noch auf einer Grundstücksübertragung des Vaters auf den Sohn. 

Der Bundesfinanzhof stimmte dem zu: Alleinige Erbin nach dem Tod des Vaters wurde die Tochter; auch 
bezüglich der fraglichen Eigentumswohnung. Das Kaufrechtsvermächtnis für den Sohn führte nur zu einem 
Anspruch gegenüber seiner Schwester, der Tochter des Erblassers. Erst der auf der Grundlage des 
Kaufrechtsvermächtnisses abgeschlossene Kaufvertrag führte zur Grunderwerbsteuerpflicht. Da es für den 
Grundstückserwerb zwischen Geschwistern keinen Befreiungstatbestand gibt, war die Festsetzung der 
Grunderwerbsteuer rechtens. 

 

                                                 
1 FG Münster, Urt. v. 13.12.2018, 3 K 34/16, LEXinform 5022102. 
2 § 548 Abs. 1 Satz 1 BGB. 
3 BGH, Urt. v. 27.02.2019, XII ZR 63/18, MDR 2019, S. 600, LEXinform 1675231. 
4 § 548 Abs. 1 Satz 2 BGB. 
5 BFH, Urt. v. 16.01.2019, II R 7/16, BFH/NV 2019, S. 769, LEXinform 0950753. 
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Einheitliche Stimmrechtsausübung bei sog. Poolvereinbarung kann bei 
Kapitalgesellschaft auch mündlich geschlossen werden 

Anteile an Kapitalgesellschaften sind im Erbschaft- und Schenkungsteuerrecht grundsätzlich nur begünstigt, 
wenn der Erblasser bzw. Schenker unmittelbar zu mehr als 25 % an der Gesellschaft beteiligt war. Die steuerliche 
Begünstigung kann aber auch dadurch erreicht werden, dass der Erblasser/Schenker und weitere Gesellschafter 
untereinander verpflichtet sind, über die Anteile nur einheitlich zu verfügen oder ausschließlich auf andere 
derselben Verpflichtung unterliegende Anteilseigner zu übertragen und das Stimmrecht gegenüber 

nichtgebundenen Gesellschaftern einheitlich auszuüben (sog. Poolvereinbarung). Für diesen Fall sind die vom 
Erblasser/Schenker und von den anderen gebundenen Gesellschaftern gehaltenen Anteile zusammenzurechnen. 
Die vorgenannten Verpflichtungen können sich aus dem Gesellschaftsvertrag oder einer gesonderten 
Vereinbarung zwischen den Gesellschaftern ergeben. 

Der Bundesfinanzhof1 hat entschieden, dass die Verpflichtung zur einheitlichen Stimmrechtsausübung bei einer 
GmbH schriftlich oder mündlich vereinbart werden kann. Nicht ausreichend ist eine einheitliche 
Stimmrechtsausübung aufgrund faktischen Zwangs, moralischer Verpflichtung oder langjähriger tatsächlicher 
Handhabung. Trotz dieses Urteils empfiehlt sich eine schriftliche Vereinbarung, um spätere 
Nachweisschwierigkeiten zu vermeiden. 

Für die Verpflichtung, über die Anteile nur einheitlich zu verfügen, reicht es aus, dass der Erblasser/Schenker und 
die weiteren Gesellschafter verpflichtet sind, die Übertragung ihrer Gesellschaftsanteile nach einheitlichen 
Grundsätzen vorzunehmen. Dies ist z. B. der Fall, wenn die Poolmitglieder die Anteile nur auf einen beschränkten 
Personenkreis übertragen dürfen oder eine Übertragung der Zustimmung der Mehrheit der gebundenen 
Gesellschafter bedarf. 

 

Vermögen einer liechtensteinischen Stiftung als Nachlassvermögen des 
Stifters 

Der Alleinerbe einer Verstorbenen wurde durch den Erbfall Begünstigter einer Stiftung liechtensteinischen 
Rechts. Der Stiftungsrat dieser Stiftung war in vollem Umfang an die Anweisung der Verstorbenen gebunden. 
Nach den getroffenen Vereinbarungen war die Erblasserin Erstbegünstigte. Nach deren Tod sollte der Alleinerbe 
Begünstigter sein. Das Finanzamt behandelte das Vermögen der Stiftung als Teil des Nachlasses und setzte 
Erbschaftsteuer fest. 

Zu Recht, wie der Bundesfinanzhof entschied.2 Nach den getroffenen Vereinbarungen und Regelungen besaß die 
Stifterin umfassende Herrschaftsbefugnisse über das Vermögen. Mit ihrem Tod sind diese auf den Erben 
übergegangen. Sein so erworbener Anspruch gegen die Stiftung auf Auskehrung des Stiftungsvermögens war 
erbschaftsteuerpflichtig. 

 

Zuständigkeit für den Erlass eines Abrechnungsbescheids 

Die Zuständigkeit für den Erlass eines Abrechnungsbescheids liegt bei der nach den allgemeinen Regelungen 
zuständigen Finanzbehörde.3 Bisher war für Entscheidungen durch Abrechnungsbescheid diejenige Behörde 
zuständig, die den Anspruch aus dem Steuerschuldverhältnis festgesetzt hat, um dessen Verwirklichung 
gestritten wird.4 An dieser Auffassung hält der Bundesfinanzhof5 nun nicht mehr fest. 

Geht die örtliche Zuständigkeit für die Besteuerung bei einem Wohnsitzwechsel oder einer Betriebsverlegung auf 
eine andere Finanzbehörde über, ist dies auch beim Erlass eines Abrechnungsbescheids zu beachten. Das 
danach zuständige Finanzamt ist nicht nur für die eigentliche Besteuerung, sondern darüber hinaus auch für die 
Erhebung und Vollstreckung der betreffenden Steuern und bei Streitigkeiten über deren Rechtmäßigkeit 
zuständig. Dies gilt auch dann, wenn sich der Streit auf Jahre bezieht, die vor dem Zuständigkeitswechsel liegen. 

 

 

                                                 
1 BFH, Urt. v. 20.02.2019, II R 25/16, BFH/NV 2019, S. 873, LEXinform 0950951. 
2 BFH, Urt. v. 05.12.2018, II R 9/15, BFH/NV 2019, S. 632, LEXinform 0950260. 
3 §§ 16 ff. AO. 
4 BFH, Urt. v. 12.07.2011, VII R 69/10, BFH/NV 2011, S. 1936, LEXinform 0928272. 
5 BFH, Urt. v. 19.03.2019, VII R 27/17, DStR 2019, S. 1208, LEXinform 0951445. 
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Keine Verpflichtung zur Erteilung einer Steuernummer für Umsatzsteuerzwecke 

Jeder, der ernsthaft erklärt, selbstständig tätig werden zu wollen, hat grundsätzlich Anspruch auf Erteilung einer 
Steuernummer für Umsatzsteuerzwecke. Dies gilt jedoch nicht, wenn Anhaltspunkte dafür bestehen, dass der 
Steuerpflichtige diese Steuernummer in betrügerischer Absicht verwenden wird. So entschied das Finanzgericht 
Berlin-Brandenburg1. 

Ein dem Finanzamt bereits seit längerer Zeit bekannter Steuerpflichtiger hatte wegen Aufnahme einer 
freiberuflichen Tätigkeit eine Steuernummer beantragt. In der Vergangenheit wurden mehrfach 
Umsatzsteuererklärungen nicht abgegeben und die geschätzte Umsatzsteuer nicht bezahlt. Das Finanzamt sah 
deshalb den Steuerpflichtigen als unzuverlässig an und versagte die Erteilung der Steuernummer. 

Der Bundesfinanzhof wird hier endgültig zu entscheiden haben. 

 

 

Klagebefugnis gegen Feststellungsbescheide 

Gesellschafter einer Kommanditgesellschaft (KG) waren B als Kommanditist und die V-GmbH als 
Komplementärin. Die KG erzielte Einkünfte aus Gewerbebetrieb. Für den nicht entnommenen Gewinn 2011 
beantragte B die Tarifermäßigung.2 Das Finanzamt erließ daraufhin einen Einkommensteuerbescheid 2011 unter 
Berücksichtigung der Ermäßigung. Bei einer Betriebsprüfung bei der KG und B stellte der Prüfer fest, dass ein 
hinzugerechneter Investitionsabzugsbetrag nicht begünstigt werden könne. Das Finanzamt erließ daraufhin 
gegenüber der KG einen „Bescheid über die gesonderte und einheitliche Feststellung von 
Besteuerungsgrundlagen und des verrechenbaren Verlusts sowie der für die Tarifbegünstigung erforderlichen 
Besteuerungsgrundlagen“. Gegenüber B erging ein geänderter Einkommensteuerbescheid. 

Nur die KG legte gegen den geänderten Feststellungsbescheid Einspruch ein. Dieser blieb erfolglos. 

Nach Ansicht des Bundesfinanzhofs3 war die KG hinsichtlich des Bescheids über die Feststellung der für die 
Tarifbegünstigung erforderlichen Besteuerungsgrundlagen nicht klagebefugt. Bei der streitigen Feststellung 
handelt es sich nur um eine gesonderte und nicht auch einheitliche Feststellung. Es werden nur die individuellen 
mitunternehmeranteilsbezogenen Voraussetzungen der Tarifbegünstigung festgestellt. Entsprechend ist allein der 
betroffene Gesellschafter befugt, gegen den Feststellungsbescheid Klage zu erheben. 

 

 

Anspruch auf Auskunft über die steuerliche Behandlung eines Konkurrenten 

Das Steuergeheimnis verbietet den Finanzbehörden, Erkenntnisse, die sie im Besteuerungsverfahren gewinnen, 
an Dritte weiterzugeben. Es verpflichtet die Amtsträger zur besonderen Verschwiegenheit. 

Kommt allerdings ernstlich in Betracht, dass ein Steuerpflichtiger durch die rechtswidrige Besteuerung eines 
Konkurrenten erhebliche Wettbewerbsnachteile erleidet, kann er trotz des Steuergeheimnisses vom Finanzamt 
Auskunft über die bei dem Konkurrenten angewandte Besteuerung verlangen. 

Das Hessische Finanzgericht4 verlangte bei einem solchen Auskunftsersuchen die substantiierte und glaubhafte 
Darstellung der konkret feststellbaren, durch Tatsachen belegte, Wettbewerbsnachteile. 

Im Urteilsfall war ein Arzt auf dem Gebiet der Augenlaserbehandlung tätig. Er sah eine GmbH als Konkurrentin an 
und vermutete, dass diese Augenlaserbehandlungen ebenfalls umsatzsteuerfrei abrechne, obwohl sie dies nicht 
dürfe. Das Gericht lehnte den Auskunftsanspruch ab, weil der Arzt die Wettbewerbsnachteile nicht ausreichend 
dargelegt habe. Außerdem sei die Umsatzsteuerbefreiung der ärztlichen Leistungen nicht als drittschützende 
Norm anzusehen.5 

Hinweis: Eine drittschützende Norm liegt vor, wenn diese nicht nur dem Allgemeininteresse, sondern auch dem 

Schutz der Interessen einzelner an dem betreffenden Steuerschuldverhältnis nicht beteiligter Dritter dient. 

 

                                                 
1 FG Berlin-Brandenburg, Beschl. v. 10.01.2019, 7 V 7203/18, (Beschw. eingel., Az. BFH: V B 28/19), 

EFG 2019, S. 397, LEXinform 5021871. 
2 § 34a EStG. 
3 BFH, Urt. v. 09.01.2019, IV R 27/16, DStR 2019, S. 1204, LEXinform 0950954. 
4 Hessisches FG, Urt. v. 11.12.2018, 4 K 977/16, (rkr.), EFG 2019, S. 745, LEXinform 5022087. 
5 § 4 Nr. 14 UStG. 
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Gemeinschaftsrechtswidriger aber rechtskräftiger Feststellungsbescheid über 
Hinzurechnungsbesteuerung nicht durch Ergänzungsbescheid änderbar 

Für die A-GmbH war in einem Feststellungsbescheid für 1998 die sog. Hinzurechnungsbesteuerung nach den 
Vorschriften des Außensteuergesetzes für die Einkünfte einer belgischen Tochtergesellschaft rechtskräftig 
festgestellt worden.1 Dieser Bescheid war als Grundlagenbescheid für die Körperschaftsteuerfestsetzung 1998 
bindend und führte dazu, dass die A-GmbH die Gewinne ihrer Tochtergesellschaft unter Anrechnung der 
ausländischen Steuern versteuern musste, obwohl sie nicht ausgeschüttet worden waren.2 

Nachdem der Gerichtshof der Europäischen Union3 bereits 2006 entschieden hatte, dass die 
Hinzurechnungsbesteuerung unter bestimmten Voraussetzungen gegen die unionsrechtliche 
Niederlassungsfreiheit verstößt, beantragte die A-GmbH 2013 einen Ergänzungsbescheid zum 
Feststellungsbescheid 1998, in dem festgestellt werden sollte, dass die Hinzurechnungsbesteuerung wegen 
Gemeinschaftsrechtswidrigkeit unterbleiben muss. 

Der Bundesfinanzhof4 hat dies abgelehnt, weil ein Ergänzungsbescheid nur zulässig ist, wenn notwendige 
Feststellungen unterblieben sind.5 Bei Erlass des Feststellungsbescheids 1998 hatte für das Finanzamt aber kein 
Anlass bestanden, entsprechende Feststellungen zu treffen, weil zu diesem Zeitpunkt das Urteil des Gerichtshofs 
der Europäischen Union noch nicht existierte. 

 

 

Umsatzsteuerliche Behandlung einer vermieteten Zahnarztpraxis 

Eine GmbH vermietete ein Gebäude zum Betrieb einer Zahnarztpraxis an eine Ärztegemeinschaft. In dem 
Mietvertrag vereinbarten die Parteien, dass neben der Gebrauchsüberlassung der Räumlichkeiten insbesondere 
bewegliche Wirtschaftsgüter mit überlassen werden, die für eine funktionsfähige Zahnarztpraxis erforderlich sind. 
Die GmbH war der Ansicht, dass dies eine umsatzsteuerfreie Vermietungsleistung darstelle. Das Finanzamt 
widersprach. 

Das Finanzgericht München6 gab dem Finanzamt Recht. Die GmbH hatte die Räumlichkeiten sowie die 
Ausstattung für die funktionsfähige Zahnarztpraxis durch einen einheitlichen Vertrag überlassen. Dieser sah keine 
Aufteilung des zu zahlenden Entgelts für die Überlassung der Räumlichkeiten sowie der Praxisausstattung vor. 
Das Finanzgericht kam daher im Streitfall zu dem Ergebnis, dass es sich bei der Überlassung des Inventars nicht 
um eine bloße Nebenleistung zur Raumüberlassung handelt, da die Überlassung der voll funktionsfähigen 
Praxisausstattung für die Beteiligten bedeutender ist als die reine Raumüberlassung. Es handelt sich im Ergebnis 
um eine eigenständige und einheitliche Leistung besonderer Art. Diese ist dem umsatzsteuerlichen 
Regelsteuersatz zu unterwerfen. 

 

 

Umsatzsteuerbefreiung von Supervisionsleistungen eines Privatlehrers 

Eine Steuerpflichtige hatte Supervisionen für Einrichtungen der Wohlfahrtspflege sowie der Kinder- und 
Jugendhilfe geleistet. Gegenstand der Supervisionseinheiten war die Vermittlung der im beruflichen Alltag 
erforderlichen Kenntnisse der Mitarbeiter der Einrichtungen. Das Finanzamt meinte, die entsprechenden 
Einnahmen seien umsatzsteuerpflichtig. 

Das Finanzgericht Münster7 entschied, dass Supervisionen, die als Unterrichtseinheiten von Privatlehrern erteilt 
werden, umsatzsteuerfrei sein können.8 Entscheidend war, dass es bei den Supervisionsgesprächen nicht um die 

                                                 
1 §§ 7, 18 AStG. 
2 §§ 10, 12 AStG. 
3 EuGH, Urt. v. 12.09.2006, C-196/04, DStR 2006, S. 1686, LEXinform 5210242. 
4 BFH, Urt. v. 14.11.2018, I R 47/16, DStR 2019, S. 1130, LEXinform 0950987. 
5 § 179 Abs. 3 AO. 
6 FG München, Urt. v. 27.02.2019, 3 K 1976/17, (rkr.), EFG 2019, S. 1036, LEXinform 5022077. 
7 FG Münster, Urt. v. 12.03.2019, 15 K 1768/17, (Rev. eingel., Az. BFH: XI R 6/19), EFG 2019, S. 936, 

LEXinform 5022055. 
8 Art. 132 Abs. 1 Buchst. j MwStSystRL. 
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privaten Probleme der Teilnehmer gegangen sei, sondern um Handlungs- und Verhaltenskompetenz im Umgang 
mit der jeweiligen zu betreuenden Person. Diese Erkenntnisse seien bei der künftigen Arbeit der Betreuer und 
Erzieher anwendbar. Es habe sich deshalb um eine Lehrtätigkeit im Rahmen der beruflichen Fortbildung 
gehandelt, und diese sei umsatzsteuerfrei. 

Das Gericht stellt weiterhin fest, dass die umsatzsteuerfreien Umsätze der Supervisionsleistungen nicht bei der 
Ermittlung des Gesamtumsatzes im Rahmen der Kleinunternehmerregelung zu berücksichtigen seien.1 

Der Bundesfinanzhof muss abschließend entscheiden. 

 

 

Verhältnis des Beschäftigungsanspruchs schwerbehinderter Menschen zur 
unternehmerischen Organisationsfreiheit 

Ein insolventer Arbeitgeber kündigte einem schwerbehinderten Arbeitnehmer, nachdem er mit dem Betriebsrat 
einen Interessenausgleich geschlossen hatte. Die durch ihn ausgeführten Hilfsarbeiten sollten von den 
verbliebenen Fachkräften miterledigt werden. Der Gekündigte erhob Kündigungsschutzklage. 

Die Klage hatte keinen Erfolg. Der in diesem Fall bestehende tarifliche Sonderkündigungsschutz entfaltet in der 
Insolvenz keine Wirkung. Auch der besondere Beschäftigungsanspruch schwerbehinderter Menschen ändert 
daran nichts.2 Schwerbehinderte haben zwar im Rahmen des bestehenden Arbeitsverhältnisses das Recht, vom 
Arbeitgeber bis zur Grenze der Zumutbarkeit die Durchführung des Arbeitsverhältnisses entsprechend ihrer 
gesundheitlichen Situation zu verlangen. Es besteht für schwerbehinderte Menschen jedoch keine 
Beschäftigungsgarantie. Der Arbeitgeber ist nicht verpflichtet, einen Arbeitsplatz zu schaffen oder zu erhalten, 
den er nach dem Organisationskonzept nicht mehr benötigt. 

(Quelle: Urteil des Bundesarbeitsgerichts3) 

 

 

Ausschlussfristen für die Geltendmachung von Vergütungsansprüchen 

In Arbeitsverträgen werden häufig Ausschlussfristen für die Geltendmachung von Vergütungsansprüchen 
vereinbart. So war es auch bei einem Verkaufsmitarbeiter, über dessen Fall das Bundesarbeitsgericht4 zu 
entscheiden hatte. 

Der Arbeitsvertrag, der in dieser Form mit vielen Arbeitnehmern geschlossen worden war, sah eine zweistufige 
Verfallklausel vor, der zufolge Ansprüche innerhalb von drei Monaten geltend gemacht und im Falle der 
Nichtanerkennung innerhalb weiterer drei Monate eingeklagt werden mussten. Davon ausgenommen waren laut 
Arbeitsvertrag „unabdingbare gesetzliche Ansprüche“. 

Anfang März 2016 wurde dem Verkaufsmitarbeiter gekündigt und es wurde ihm Urlaub gewährt. Sein 
Arbeitsverhältnis endete Ende März 2016. Nach erfolgloser außergerichtlicher Geltendmachung von Gehalt und 
Urlaubsentgelt klagte der Arbeitnehmer erst im August 2016 auf Zahlung dieser Beträge. Das 
Landesarbeitsgericht wies die Klage wegen verspäteter Geltendmachung der Vergütungsansprüche ab. 

Anders das Bundesarbeitsgericht: Die Vergütungsansprüche waren demnach nicht in Gänze verfallen. Für den 
Monat März stand dem Kläger für jede geleistete Arbeitsstunde der gesetzliche Mindestlohn zu. Dieser Anspruch 
konnte durch Verfallklauseln nicht ausgeschlossen werden.5 Der den gesetzlichen Mindestlohn übersteigende 
vertragliche Entgeltanspruch war allerdings wegen nicht rechtzeitiger gerichtlicher Geltendmachung verfallen. Die 
zugrunde liegende Klausel war insofern nicht unwirksam.6 Wegen der Urlaubsgewährung stand dem Kläger auch 
das Urlaubsentgelt zu.7 

 

                                                 
1 § 19 Abs. 3 UStG. 
2 § 164 Abs. 4 SGB IX, (bis 31. Dezember 2017: § 81 Abs. 4 SGB IX a. F.). 
3 BAG, Urt. v. 16.05.2019, 6 AZR 329/18, LEXinform 0449781. 
4 BAG, Urt. v. 30.01.2019, 5 AZR 43/18, NJW 2019, S. 1899, Lexinform 1675685. 
5 § 3 Satz 1 MiloG. 
6 § 307 Abs. 1 Satz 2 BGB, § 3 MiloG. 
7 § 157 BGB. 
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Bewertung von Bereitschaftsdienstzeiten als vergütungspflichtige Arbeitszeit 

Zeitstunden leistet ein Arbeitnehmer in seinen Bereitschaftsdienstzeiten auch dann, wenn er keine tatsächliche 
Arbeitsleistung erbringt. Im Hinblick auf den Schutzzweck des Mindestlohngesetzes ist es egal, ob eine 
Unterschreitung des gesetzlich vorgesehenen Mindestlohnstandards dadurch erfolgt, dass der Stundenlohn 
niedriger ist als gesetzlich vorgeschrieben, oder dadurch, dass die Gesamtzahl der geleisteten Stunden nicht in 
vollem Umfang bei der Entgeltfindung berücksichtigt wird. So entschied das Landesarbeitsgericht Hamm1 im Fall 
einer Altenpflegerin, die als Nachtwache in einer ambulant betreuten Wohngemeinschaft arbeitete. 

Nach der 2. Pflegearbeitsbedingungenverordnung war es bis zum 31. Dezember 2016 möglich, geleistete 
Bereitschaftsdienste nur teilweise als vergütungspflichtige Arbeitszeit zu bewerten, auch wenn der gesetzliche 
Mindestlohn unterschritten wurde.2 2017 galt das übergangsweise zunächst noch, wenn ein Entgelt in Höhe von 
mindestens 8,50 € brutto je Zeitstunde gezahlt wurde;3 ansonsten war ein Mindestlohn gemäß der 
Mindestlohnanpassungsverordnung zu zahlen, nämlich 8,84 € je Zeitstunde. 

 

 

Überprüfung der Obergrenze des Weihnachts- und Urlaubsgelds 

Ein Arbeitgeber hatte arbeitsvertraglich versprochen, die Bemessungsobergrenze für die Berechnung 
zusätzlichen erfolgsbezogenen Urlaubs- und Weihnachtsgelds alle zwei Jahre zu überprüfen. Der Arbeitgeber 
überprüfte zwar die Obergrenze, entschied aber mehrfach, sie unverändert zu lassen. 

Ein Arbeitnehmer machte geltend, aus der Überprüfungsklausel ergebe sich für ihn ein Anspruch darauf, dass der 
Arbeitgeber die Grenze alle zwei Jahre nach billigem Ermessen erhöhe.4 

Diese Rechtsauffassung erklärte das Bundesarbeitsgericht5 für unzutreffend. Für eine Anpassungspflicht müssen 
vielmehr dahin gehende Vereinbarungen bestehen, was bei einer bloßen Überprüfungspflicht gerade nicht der 
Fall ist. Eine Überprüfungspflicht ohne Anpassungspflicht ist auch nicht sinnlos. Sie stellt sicher, dass die 
Überprüfung nicht vergessen wird und die Arbeitnehmer sie einfordern können. Außerdem bewirkt sie einen 
gewissen Legitimations- und Begründungsdruck für den Arbeitgeber. 

 

 

Unterzeichnung von Kündigungen durch den Arbeitgeber bei 
Massenentlassungen 

Darf ein Arbeitgeber Kündigungen, die Gegenstand einer Massenentlassung sind, schon unterschreiben, bevor 
seine Massenentlassungsanzeige bei der Agentur für Arbeit eingegangen ist?6 

Das Landesarbeitsgericht Berlin-Brandenburg7 entschied in zwei Fällen, dass dies nicht gegen das 
Kündigungsschutzgesetz verstoße. Die Anzeige bei der Agentur für Arbeit diene - anders als das 
Konsultationsverfahren und die Betriebsratsanhörung - nicht dazu, auf den Kündigungsentschluss des 
Arbeitgebers einzuwirken. Zumindest ein Fall könnte theoretisch vor dem Bundesarbeitsgericht landen. 

In einem baden-württembergischen Verfahren hat das Bundesarbeitsgericht8 aber bereits festgestellt, dass der 
Arbeitgeber die Kündigung bereits unterzeichnen darf, bevor die Massenentlassungsanzeige bei der Agentur für 
Arbeit eingegangen ist; allerdings darf das Kündigungsschreiben dem Arbeitnehmer erst zugehen, nachdem die 
Massenentlassungsanzeige bei der Agentur für Arbeit eingegangen ist. 

 

                                                 
1 LAG Hamm, Urt. v. 22.11.2018, 18 Sa 995/18, LEXinform 4211821. 
2 § 2 Abs. 3 Satz 3 2. PflegeArbbV. 
3 § 24 Abs. 1 Satz 1, 2. Halbsatz, MiLoG a. F. 
4 § 315 Abs. 1 BGB. 
5 BAG, Urt. v. 27.02.2019, 10 AZR 341/18, BB 2019, S. 1395, LEXinform 1675797. 
6 § 17 Abs. 1 KSchG. 
7 LAG Berlin-Brandenburg, Urt. v. 09.05.2019, 18 Sa 1449/18, Urt. v. 25.04.2019, 21 Sa 1534/18, 

LEXinform 0449849. 
8 BAG, Urt. v. 13.06.2019, 6 AZR 459/18, LEXinform 0449888. 
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Pflegekräfte in stationären Pflegeinrichtungen sind regelmäßig 
sozialversicherungspflichtig 

Eine sozialversicherungspflichtige Beschäftigung liegt dann vor, wenn 

 die Arbeit nicht selbstständig ausgeübt wird, 

 die Arbeit in persönlicher Abhängigkeit von einem Arbeitgeber verrichtet wird und 

 der Arbeitnehmer für seine Arbeitsleistung Anspruch auf ein Arbeitsentgelt hat. 

Pflegekräfte, die als Honorarpflegekräfte in stationären Pflegeeinrichtungen tätig sind, sind mit dieser Tätigkeit 
regelmäßig nicht als Selbstständige anzusehen, sondern unterliegen als abhängig Beschäftigte der 
Sozialversicherungspflicht. 

So entschied das Bundessozialgericht1 und ist der Auffassung, dass unternehmerische Freiheiten bei 
Pflegekräften kaum denkbar seien, obwohl sie weitgehend eigenverantwortlich arbeiteten. Deshalb könne eine 
Selbstständigkeit nur ausnahmsweise angenommen werden. Bloße Freiräume bei der Aufgabenerledigung, wie 
z. B. ein Auswahlwahlrecht der zu pflegenden Personen oder bei der Reihenfolge der einzelnen 
Pflegemaßnahmen, reichten als Indizien für eine Selbstständigkeit nicht aus. 

 

 

Beide Eltern können Kinderreisepass beanspruchen 

Die Eltern eines 2016 geborenen Kinds stritten über die Herausgabe des Kinderreisepasses. Das Kind hatte 
aufgrund einer Vereinbarung seinen gewöhnlichen Aufenthalt bei der aus Kamerun stammenden Mutter. Das 
Sorgerecht übten beide Elternteile gemeinsam aus. Die Mutter hatte Asyl in Deutschland beantragt und bereits 
ihren Schulabschluss nachgeholt. Sie hatte glaubhaft versichert, weiterhin die Schule besuchen zu wollen. Sie 
verlangte die Herausgabe des Passes vom Kindsvater. 

Der personensorgeberechtigte Elternteil hat wie auch der umgangsberechtigte Elternteil grundsätzlich einen 
Anspruch auf Herausgabe des Kinderreisepasses, entschied der Bundesgerichtshof2. Das gilt jedoch nur dann, 
wenn der Elternteil den Pass für die Ausübung seines Sorgerechts auch benötigt. Es existiert keine pauschale 
Regelung, wonach Ausweisdokumente immer in den Haushalt des Elternteils gehören, in welchem das Kind 
seinen Lebensmittelpunkt hat. Ausnahmen sollen gelten, wenn die berechtigte Besorgnis besteht, dass der die 
Herausgabe begehrende Elternteil mit Hilfe des Kinderreisepasses seine elterlichen Befugnisse überschreiten 
will. Das kann bei einer ernsthaft zu befürchtenden Entführung des Kinds ins Ausland angenommen werden. 

Vor dem Hintergrund der Verwurzelung der Mutter im Inland ist objektiv nicht zu befürchten, dass sie sich mit dem 
Kind ins Ausland absetzen will. Soweit sie auf das Ausweisdokument zur Ausübung des Sorgerechts angewiesen 
ist, muss der Kindsvater den Pass herausgeben. 

 

 

Ordnungsgeldzahlung durch den Geschäftsführer einer GmbH 

Gegen eine GmbH und deren Geschäftsführer wurde eine Unterlassungsverfügung erwirkt. Darin wurden für den 
Wiederholungsfall Ordnungsmittel festgesetzt. Nach einem Verstoß gegen die Unterlassungsverpflichtung setzte 
das Gericht ein Ordnungsgeld in Höhe von 5.000 € gegen den Geschäftsführer fest. Zum Zeitpunkt der 
Zuwiderhandlung war die einstweilige Verfügung bereits an den Geschäftsführer, jedoch noch nicht an die GmbH 
zugestellt worden. Dagegen erhob der Geschäftsführer Beschwerde. 

Das Oberlandesgericht Frankfurt am Main3 bestätigte die Ordnungsgeldfestsetzung. Grundsätzlich könne bei 
einem gegen eine Gesellschaft und deren Geschäftsführer erlassenen Titel nach einer Zuwiderhandlung ein 
Ordnungsgeld allein gegenüber der Gesellschaft festgesetzt werden. Davon ausgenommen ist der vorliegende 
Fall, weil im Zeitpunkt der Zuwiderhandlung die Verfügung nur dem Geschäftsführer und noch nicht der 
Gesellschaft zugestellt gewesen ist. Folglich konnte gegen die Gesellschaft eine Anordnung von Ordnungsmitteln 
nicht erfolgen. Der Fall ist nicht anders zu behandeln, als wenn die einstweilige Verfügung gegen den 
Geschäftsführer allein ergangen wäre. 

                                                 
1 BSG, Urt. v. 07.06.2019, B 12 R 6/18 R, LEXinform 0449875. 
2 BGH, Beschl. v. 27.03.2019, XII ZB 345/18, MDR 2019, S. 676, LEXinform 5216540. 
3 OLG Frankfurt a. M., Beschl. v. 23.04.2019, 6 W 20/19, LEXinform 1675869. 
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Zahnärztin darf ihre Praxisräume während der Sprechzeiten nicht per Video 
überwachen 

Eine Zahnärztin überwachte Teile ihrer Praxisräume (Bereich hinter dem Empfangstresen, Flur bis zur 
Eingangstür und vom Flur abgehenden Wartebereich) während der Öffnungszeiten mit einem 
Kamera-Monitor-System. Die Monitore standen in den Behandlungszimmern. Die Eingangstür der Praxis war 
während der Öffnungszeiten nicht verschlossen, der Empfangstresen nicht besetzt. An der Tür und am Tresen 
befanden sich Schilder mit der Aufschrift „Videogesichert“. 

Das Bundesverwaltungsgericht1 gab dem Landesdatenschutzbeauftragten Recht, der gegenüber der Zahnärztin 
angeordnet hatte, die Kamera so auszurichten, dass sie Besucher der Praxis während der Öffnungszeiten nicht 
mehr erfasst. 

Die Beobachtung der Besucher ist unzulässig, weil diese nicht schriftlich eingewilligt haben. Auch die 
Hinweisschilder („Videogesichert“) führen nicht zu, dass die Besucher mit dem Betreten der Praxisräume ihre 
Einwilligung erklären. Darüber hinaus ist die Videoüberwachung auch nicht zur Wahrung berechtigter Interessen 
der Zahnärztin erforderlich. Die von ihr angestrebte Verhinderung von Straftaten (z. B. Diebstahl) kann eine 
Videoüberwachung nur rechtfertigen, wenn in Bezug auf die Praxis eine erhöhte, über das allgemeine 
Lebensrisiko hinausgehende Gefährdungslage besteht. Dafür bestanden jedoch keine Anhaltspunkte. 

Hinweis: Das Bundesverwaltungsgericht hat seine Entscheidung auf Basis des nicht mehr gültigen 

Bundesdatenschutzgesetzes getroffen. Die Videoüberwachung wäre allerdings bei Anwendung der seit dem 
25. Mai 2018 geltenden EU-Datenschutz-Grundverordnung gleichfalls unzulässig. 

 

 

DENIC muss bei einer Domainpfändung neuen Inhaber eintragen 

Der Kläger hatte gegen einen Schuldner einen Pfändungsbeschluss über eine *.de-Internetdomain beim 
Amtsgericht erwirkt. Die Domain wird vom Deutschen Network Information Center (DENIC) verwaltet und 
betrieben. 

Die Pfändung erstreckte sich auf die Ansprüche des Schuldners aus dem mit der DENIC abgeschlossenen 
Registrierungsvertrag. Daraufhin verlangte der Kläger von der DENIC die Eintragung als neuer Domain-Inhaber, 
was diese jedoch ablehnte. 

Der Bundesgerichtshof2 entschied, dass die DENIC bei einer Domainpfändung eine sog. Drittschuldnerin ist. Die 
Pfändung des Klägers greift in das Vertragsverhältnis zwischen dem Schuldner und der DENIC ein. Die 
Inhaberschaft an einer Internet-Domain bezieht sich auf alle schuldrechtlichen Ansprüche, die dem Inhaber 
gegenüber der Registrierungsstelle zustehen. Durch die Pfändung gingen diese Ansprüche auf den Kläger über. 
Er ist als neuer Domain-Inhaber einzutragen.  

Dem stehen auch die schutzwürdigen Interessen der DENIC nicht entgegen. Sie ist durch ein Kündigungsrecht 
aus wichtigem Grund geschützt. Dieses greift etwa bei Pflichtverletzungen des Klägers oder bei in dessen Person 
liegenden besonderen Umständen. 

 

Werbegaben durch Apotheken bei Abgabe von verschreibungspflichtigen 
Arzneimitteln sind wettbewerbsrechtlich unzulässig 

Der Bundesgerichtshof3 hat entschieden, dass Apotheken keine Werbegaben an ihre Kunden ausgeben dürfen, 
wenn diese ein verschreibungspflichtiges Arzneimittel erwerben. Auf den Wert der Zugabe kommt es dabei nicht 
an. Apotheken, die sich nicht an dieses Verbot halten, können erfolgreich abgemahnt werden. 

Das Verbot soll einen ruinösen Preiswettbewerb zwischen den Apotheken verhindern. Die Verbraucher sollen 
durch die Werbegaben nicht unsachlich in ihrer Entscheidung beeinflusst werden, ob und welche Heilmittel sie in 
Anspruch nehmen. 

                                                 
1 BVerwG, Urt. v. 27.03.2019, 6 C 2/18, LEXinform 5216541. 
2 BGH, Urt. v. 11.10.2018, VII ZR 288/17, BB 2018, S. 2882, LEXinform 1672249. 
3 BGH, Urt. v. 06.06.2019, I ZR 206/17, I ZR 60/18, LEXinform 0449859. 
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Der Entscheidung des Bundesgerichtshofs lagen Fälle von Apothekern zu Grunde, die bei Abgabe eines 
rezeptpflichtigen Arzneimittels gleichzeitig einen Brötchen-Gutschein einer nahegelegenen Bäckerei bzw. einen 
Ein-Euro-Gutschein für einen weiteren Einkauf in der Apotheke ausgegeben hatten. 

 

Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen 

Der Gläubiger kann nach dem Eintritt der Fälligkeit seines Anspruchs den Schuldner durch eine Mahnung in 
Verzug setzen.1 Der Mahnung gleichgestellt sind die Klageerhebung sowie der Mahnbescheid.2 

Einer Mahnung bedarf es nicht, wenn 

 für die Leistung eine Zeit nach dem Kalender bestimmt ist, 

 die Leistung an ein vorausgehendes Ereignis anknüpft, 

 der Schuldner die Leistung verweigert, 

 besondere Gründe den sofortigen Eintritt des Verzugs rechtfertigen.3 

Bei Entgeltforderungen tritt Verzug spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung ein; dies gilt 
gegenüber einem Schuldner, der Verbraucher ist, allerdings nur, wenn hierauf in der Rechnung besonders 
hingewiesen wurde.4 

Im Streitfall muss allerdings der Gläubiger den Zugang der Rechnung (nötigenfalls auch den darauf enthaltenen 
Verbraucherhinweis) bzw. den Zugang der Mahnung beweisen. 

Während des Verzugs ist eine Geldschuld zu verzinsen.5 Der Verzugszinssatz beträgt für das Jahr 
fünf Prozentpunkte bzw. für Rechtsgeschäfte, an denen Verbraucher nicht beteiligt sind, neun Prozentpunkte 
über dem Basiszinssatz.6 

Der Basiszinssatz verändert sich zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahrs um die Prozentpunkte, um welche 
die Bezugsgröße seit der letzten Veränderung des Basiszinssatzes gestiegen oder gefallen ist. Bezugsgröße ist 
der Zinssatz für die jüngste Hauptrefinanzierungsoperation der Europäischen Zentralbank vor dem ersten 
Kalendertag des betreffenden Halbjahrs.7 

Aktuelle Basis- bzw. Verzugszinssätze ab 1. Januar 2017:8 

Zeitraum Basiszinssatz Verzugszinssatz Verzugszinssatz für 
Rechtsgeschäfte ohne 
Verbraucherbeteiligung 

01.01. bis 30.06.2017 -0,88 % 4,12 % 8,12 % 

01.07. bis 31.12.2017 -0,88 % 4,12 % 8,12 % 

01.01. bis 30.06.2018 -0,88 % 4,12 % 8,12 % 

01.07. bis 31.12.2018 -0,88 % 4,12 % 8,12 % 

01.01. bis 30.06.2019 -0,88 % 4,12 % 8,12 % 

01.07. bis 31.12.2019 -0,88 % 4,12 % 8,12 % 

 

Im Geschäftsverkehr gilt insbesondere Folgendes:9 

 

 Vertragliche Vereinbarung von Zahlungsfristen ist grundsätzlich nur noch bis maximal 60 Kalendertage (bei 

öffentlichen Stellen als Zahlungspflichtige maximal 30 Tage) möglich. 

 Zahlungsfrist beginnt grundsätzlich zum Zeitpunkt des Empfangs der Gegenleistung. 

 Erhöhung des Verzugszinssatzes von acht auf neun Prozentpunkte über dem jeweiligen Basiszinssatz. 

                                                 
1 § 286 Abs. 1 Satz 1 BGB. 
2 § 286 Abs. 1 Satz 2 BGB. 
3 § 286 Abs. 2 BGB. 
4 § 286 Abs. 3 Satz 1 BGB. 
5 § 288 Abs. 1 Satz 1 BGB. 
6 § 288 Abs. 1 Satz 2 bzw. Abs. 2 BGB. 
7 § 247 Abs. 1 Satz 2 und Satz 3 BGB. 
8 Homepage Deutsche Bundesbank. 
9 Gesetz zur Bekämpfung von Zahlungsverzug im Geschäftsverkehr und zur Änderung des 

Erneuerbare-Energien-Gesetzes, BGBl 2014 I, S. 1218, LEXinform 0437910. 
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 Anspruch auf Verzugszinsen: Bei Vereinbarung einer Zahlungsfrist ab dem Tag nach deren Ende, ansonsten 
30 Tage nach Rechnungszugang bzw. 30 Tage nach dem Zeitpunkt des Waren- oder 
Dienstleistungsempfangs. 

 Mahnung ist entbehrlich: Der Gläubiger kann bei Zahlungsverzug sofort Verzugszinsen verlangen, sofern er 

seinen Teil des Vertrags erfüllt hat, er den fälligen Betrag nicht (rechtzeitig) erhalten hat und der Schuldner für 
den Zahlungsverzug verantwortlich ist. 

 Einführung eines pauschalen Schadenersatzanspruchs in Höhe von 40 € für Verwaltungskosten und 

interne Kosten des Gläubigers, die in Folge des Zahlungsverzugs entstanden sind (unabhängig von 
Verzugszinsen und vom Ersatz externer Beitreibungskosten). 

 Abnahme- oder Überprüfungsverfahren hinsichtlich einer Ware oder Dienstleistung darf grundsätzlich nur 

noch maximal 30 Tage dauern. 

 


